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I. Sicherung von Steueransprüchen und Rechtsanwendungsgleich-
heit

So viel Beachtung der Rechtsetzungsgleichheit im Steuerrecht geschenkt
worden ist und geschenkt wird, so wenig erforscht sind die Implikationen
der Rechtsanwendungsgleichheit. Hieran hat letztlich auch die wegweisen-
de Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zur Zinsbesteuerung nichts
geändert. Zwar herrscht bemerkenswerte Einigkeit über die Bedeutung der
Rechtsanwendungsgleichheitl. Ihr Stellenwert ist nicht zuletzt durch die
Habilitationsschrift von Rolf Eckhoff verfassungsrechtlich abgesichert. Was
dies aber konkret fur die Ausgestaltung der Steuergesetze heißt, Iiegt weiter-
hin weitgehend im dunkeln. Sicherlich, Steuerhinterziehung und -verkür-

S. etwa l. Lang, in Tipke/Lang, Steuerrecht, 16. Aufl. 1998, $ 4 Rz. 70 {., l62j
K. Tipke, Gleichmäßigkeit der steuerrechtsanwendung, in vogelsang (Hrsg.), per-
spektiven der Finanzverwaltung, 7992, S. 95 ff., ders., Über Deklarieren und Veri-
fizieren, in FS für K. offerhaus, 1999, s. 819 ff.; ders., stRo I, 2. Aufl. z0oo,
S.359 ff. ;  F. Balmes, FR 2000, 1069, |OTO f{.;  D. Birk, StuW lggg, ZIZL, ZIA,
W. Spindler, DB 1987, 2537 ff .
R. Eckhoff , Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, 1999.
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ztrr-rg sind strafrechtlich sanktioniert; die Vorschriften über Mitwirkungs-

pflichten, Betriebsprü{ung etc. eröffnen Kontrollmöglichkeiten. Nur stellt

rl.h dl" Frage, ob sjch der Staat auf dieses Instrumentarium zwrickziehen

darf. Sie stellt sich um so mehr, wenn die bestehenden Kontrollmechanis-

men aus rein praktischen Gründen auf Stichproben und Zufallsfunde be-

schränkt sind.

Im Blickfeld des allgemeinen Interesses steht die Zinsbesteuerung. Das

Bundesverfassungsgericht hat für die Zinsbesteuerung festgestellt, der Staat

dürfe nicht blind auf die Ehrlichkeit seiner Steuerbürger vertrauen, dürfe

nicht einzelnen Gruppen sehenden Auges Steuerhinterziehungsmöglichkei-

ten gewähren, während anderen Steuerpflichtigen keine oder geringere Aus-

weichmoglichkeiten offen stehen. Erfolge die Steuererhebung im Veranla-

gungsverfahren, so bedürfe das Deklarationsprinzip zur Gewährleistung ei-

n"r gl.i"hheitskonformen Gesetzesvollzugs cler Ergänzurrg durch das Verifi-

katiänsp rrnzips. Seither wird darum gestritten, ob die Maßnahmen, die der

Gesetzgeber mit clem Zinsabschlags gesetza ergriffen hat, ausreichen, um das

Vollzugs dehzit zu beseitigens, ja ob es sich überhaupt in einer den Ptinzi-

pien där synthetischen Einkommensteuer entsprechenden Weise beheben

iaßt6. Die ,,rechtliche Misere der Zinsbesteuerung"T tst sprichwörtlich; Re-

meduren, insbesondere die Einführung einer moderaten Quellensteuer mit

Abgeltungswirkung - national oder EU-weit - werden seit )ahren disku-

tier18. Aber wie ist es bestellt um den Vollzug der Besteuerung von Cewin-

nen aus privaten Veräußerungsgeschäften i.S. von SS 22 Nr. 2, 23 EStGe,

6

4ö
+̂

BVer{G v.27. 6. Lggl, BVeriGE 84,239,273 (Zinsbesteuerung)'

Zinsabschlagsgesetz v. 9. 1 I.1992, BGBI. I IggZ, 1853: Einführung eines Quellen-

abzugs m Hähe von 307o, Verzehnfachung des Sparer{reibetrages auf 6000/12 000

DM unter gleichzeitiger Beibehaltung von $ 30a AO'

so BFH v. 18. 2. lggi - Vm R 33/95, BStBl. I I  1997 , 499 g.i  BFH v. 15. 12. 1998 -

VIII R 61g8, BStBl. I I  1999,138 f.r mit zust. Anm. F. Dötsch, DSIZ 1999,221 ff ' ,

zustimmend im Ergebnis auch /. Wieland, JZ 2000, 272, 275, ferner K' Lindbetg,

Das Zinsabschlagsgesetz, 1992, S. 24; a.A. die ganz h.M. in der Literatur,

s. l .  Lang, in Tipke/Lang, s 9 Rz. 563i P.Hellwig, in FS fur K. Offerhaus,1999,

S. 11 13, 
-1.L20j 

K. Tipke, FR iqqS, ll7 , 1l8i Wernsmannlstalbold, StuB 2OOO, 252,

255i PapierlDengler, BB 1996, 254I,2543.
Zweifelnd P. Hellwig, in FS fur K. Offerhaus, 1999, S' 1113, 1122'

K. Tipke, BB 1989,7'Sl, n. Btuk, in FS iür Stree und wessels, 1993, S- 1173 ff ' :

,,endlose Geschicht e der Zinsbesteuerung".
S. z.e. H. Flick, DSIZ lgg8, 186 ff.; Lang/lann, ISIR 1995,55 {f., dagegen dezidiert

P.Wagner,DB Lg9g, l52O ff. ;  kri t .  auchA. Steichen, in FS ft ir  L' Fischer, 1999,

S. %t zs4 f., F. Scheurle, DB rg9s, s43 fI., s. aber auch den iüngsten Kompromiß

der EU-Finanzminister, ab 2003 eine abgeltende Quellensteuer von L5"/" zu erhe-

ben, die später aul_ 2o"/" erhöht und im 1ähr zoto durch ein umfassendes Kontroll-

mitteilungssystem ersetzt werden soll, Handelsblatt v-28- 11. 2000'

Arbeitsgruppe ,,Steuerausfä11e" (Teil III), StB 1994, 489, 494 f ' Insoweit lassen sich

wegen 5 edi Rö die Ausführungen des bverfG (v.27 . 6. 1991, BVerfGE 84, 239 {t')

zwr Zinsbesteuerung mühelos üb"rt.rg.tt; v81. K' Tipke, in FS fur K' Offerhaus,
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Sicherung von Steueransprüchen

Alterseinkünftenlo, der Erbschaft- und Schenkungsteuerrr? Der Grund dafir,
daß Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung angegeben werden, dürfte
in erster Linie darin liegen, daß hier vorrangig negative Einkünfte erzielt
werdenl2. Wie aber wird die Besteuerung positiver Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung sichergestelltl3 ?

Daß über Gleichmäßigkeit der Gesetzesanwendung gerne abstrakt und nur
selten konkret gesprochen und geschrieben wirdla, ist nur allzu verständ-
lichrs. Ist doch - sieht man einmal von gesetzlich sanktionierten strukturel-
len Vollzugsdefiziten wie $ 30a AO ab - die ungleiche Gesetzesanwendung
nur schwer greifbar, enthalten Aussagen über Steuerausfallel6 stets einen
spekulativen Anteil. Politisch wird die Scheu, das Thema der Rechtsanwen-
dungsgleichheit anzugehen, gerne mit den Fesseln des Datenschutzes und
der informationellen Selbstbestimmung bemäntelt; der Forderung nach stär-
kerer Kontrolle wird das Schreckensszenario vom ,,gläsernen Steuerbürger"
entgegengehalten. Dabei entsteht jedoch ein bemerkenswertes Ungleichge-
wicht, wenn der Gesetzgeber mit immer detaillierteren Mißbrauchsvermei-
dungsvorschriften, die zumindest textlich mittlerweile einen Großteil der
Steuergesetze ausrnachen, legalen,,Steuerschlupflöchern" einen Riegel vor-
zuschieben versucht, der illegalen Steuerhinterziehung jedoch seitens des
Staates nur wenig Beachtung geschenkt wird.

Das Bundesverfassungsgericht hat sich in seinem Zinsurteil darauf be-
schränkt, das strukturelle Erhebungsdefizit bei den Zinseinkünften zu rü-
gen. Nur ein solches sei dem Gesetzgeber zuzurechnen, nicht hingegen die

,,Vollzugsmängel bei der Steuererhebung . . ., wie sie immer wieder vorkom-

1999, S. 819, 830 {.,  F. Balmes, FR 2000,1069, 1070i a.A. Schleswig-Holsteini-
sches FG v. 23. 9. 1999 - V 7199, EFG 2000, L78, I79 f. Allerdings dürfte, soweit
reine Wertpapierhandelshäuser betroffen sind, zumindest $ 30a AO nicht eingrei-
fen, so daß das Ausschreiben von Kontrollmitteilungen möglich wäre.

l0 Hierzu G. Felix, FR 1991, 389, K. Tipke, BB 1986, 60I,602.
I 1 S. auch l. P. Meincke, ErbStG, 12. Aufl. 1999, $ 30 Rz. 1.
L2 H.-1. Pezzer, StuW 2000, 457, 458.
13 Zwelfelnd diesbezüglich D. Ondracek, DSIG 1998, 86; auch die Arbeitsgruppe

Steueraus{älie, Teil I, StB 1994, 399, 403 u. Teil lIl, 490 f . hatte Mieteinnahmen in
die Liste der besonders hinterziehungsträchtigen Sachverhalte aufgenommen.

14 Eine der wenigen Ausnahmen s. K. Tipke, Über Deklarieren und Verifizieren, in
FS für  K.  Of ferhaus,  1999,  S.819.

15 S. auch die entsprechende Kritik von K. Tipke, StRO I, 2. Aufl. 2000, 361 mit
Fn .434 .

16 Hierzu ausführlich SchneiderlKeplerlEnste, Schattenwirtscha{t und Schwarzar-
beit - Umfang, tJrsache, Wirkungen und wirtschaftspolitische Empfehlungen,
2000. G. Heidingaz, Rechtsstaat und Rückwirkungsverbot im Steuerrecht, ÖStZ
1995,92,97 berichtet über das Ergebnis einer Meinungsumfrage unter österreichi-
schen Steuerp{lichtigen, derzufolge die Befragten die Zahl derjenigen Steuerpflich-
tigen, die nach eigener Einschätzung ihre Steuern korrekt und vollständig zahlen,
fär 1992 rnit 36"Ä und 1993 mit 41 oÄ bezif{erten. Zt den Methoden der Ermittlung
der Schattenwirtschaft: Arbeitsgruppe Steuerausfälle, StB 1994,399, 4O4 ff .
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men können und sich auch tatsächlich ereignen". Diese Differenzierung ist
explizit auf den Bankenerlaßr7 bzw. $ 30a AO zugeschnitten und läßt Ge-
setzgeber und Finanzverwaltung viel Raum, sich auf die ,,alltäglichen Voll-
zugsmängel " zurü ckzuziehen 1 8.

Verfassungsprozessual mag es richtig sein, die Feststellung der Verfassungs-
widrigkeit einer Vorschrift wegen eines Verstoßes gegen die Rechtsanwen-
dungsgleichheit auf die Existenz normativer (gesetzlicher oder behördlicher)
Ermittlungsrestriktionen zu beschränkenle. Erst die ,,strukturelle" Nichter-
hebbarkeit der Steuer durchbricht das Diktum vom fehlenden Anspruch auf
Gleichbehandlung im Unrecht20 und stellt einen Zurechnungszusammen-
hang zwischen dem Handeln des Staates und der ungleichen Steuerbela-
stung her21. Der steuerehrliche Bürger kann sich gegen das gLeichheitssatz-
konforme materielle Steuergesetz nicht zur Wehr setzen mit dem Hinweis
auf eine mehr oder weniger verbreitete Steuerhinterziehung, wenn diese
dem Ges etzgeber nicht aufgrund einer verfahrensrechtlichen Kontrollaus-
schlußnorm zutrechenbar ist. Dennoch endet das Gebot der Rechtsanwen-
dungsgleichheit nicht am strukturellen, vom Gesetzgeber durch ausdrückli-
che Beschränkung der Befugnisse der Finanzverwaltung erst verursachten
Vollzugs defrztt. Es erstreckt sich auch auf die rein tatsächlichen Vollzugsde-
frzite.Insbesondere darf der Gesetzgeber seine Augen nicht vor den Kapazi-
tätsgrenzen der Finanzverwaltung verschließen, wenn er für einzelne Ein-
kunftsarten spezielle Verfahren der Sicherstellung des Steueranspruchs vor-
sieht22. Die Existenz des Lohnsteuerabzugsverfahrens macht fehlende
Rechtsanwendungsgleichheit nicht nur zu einem Problem der Gleichbe-
handlung zwischen steuerehrlichen und steuerunehrlichen Bürgern, son-
dern zugleich zu einer der Begleiterscheinungen des Einkunftsartendualis-
mus23. Im übrigen kann es nicht darau{ ankommen, ob die Vorschriften

17 Bankenerlaß v. 2. 8. 1949, DSIZIB L949, 242 und Neufassung von 1979, BStBl. I
1979 ,590 .

18 So geschehen in Schleswig-Holsteinisches FG v. 23.9. 1999 -V 7199, EFG 2000,
178, 179; s. auch I4l. Bergkemper, in Herrmann/Heuer/Raupach, $ 3 Nr. 51 ESIG
Anm.3 bezogen auf die Vollzugsdefizite bei der Erfassung von Trinkgeld; ferner
F. Dötsch, DSIZ 1999, 221, 223.

19 S. R. Eckhoff, Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, 1999, S. 554, R. Seer,
in Tipke/Lang, S 23 Ftz. 127.
Hierzu W. Berg, |uS 1980, 4I8 ff.t P. Rechenbach, NVwZ 1987, 383 ff.i H.-W.
Arndt, in FS frir H. Armbruster, !976, S. 233 ff .j v. Götz, NJw 1979 , I478 ff .
M. Rodi, NJW 1990,3246,3249, R. Wernsmann,Das gleichheitswidrige Steuerge-
setz - Rechtsfolgen und Rechtsschutz, 20O0, S. 138.
Immerhin hat auch das BVerfG v. 27. 6. I99l - 2 BvR 1493189, BVerfGE 84, 239,
28L (Zinsbesteuerung| ausge{ührt, der Gesetzgeber müsse sich auch auf Verwal-
tungsvorschriften beruhende Erhebungs defizite zurechnen lassen, soweit er sie
bewußt und gewollt hinnimmt; vgl. {erner D. Ondracek, in FS für W. Ritter, 1997,
s.227,242.

23 S.  H.W. Kruse,  DStJGBd.  g (1986) ,5.1,7;  D.  Ondracek, in  FS {ürW. Ri t ter ,  1997,
5.227,240j K. Tipke, in dieser Schrif t ,  S. 224.
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Sicherung von Steueransprüchen

fehlen oder die Beamten. Strukturell sind auch solche Kontrolldefizite, die
auf einer dauerhaftettza Unterbesetzung der Finanzbehörden beruhen25. Des-
halb muß auch über die Existenz ,,strukturell gegenläufiger Erhebungsrege-
lungen"26 hinaus hinterfragt werden, was der Staat zur Sicherung seines
Steueranspruchs und der Rechtsanwendungsgleichheit unternimmt und
welche Möglichkeiten ihm hierbei - gerade im Hinblick auf begrenzte Ver-
waltungskapazitäten - zür Verfügung stehen.

II. Sicherung von Steueransprüchen durch Verifikation der De-
klaration

1. Betriebsprüfung

Umfassende Kontrolle und Abgleichung der Deklaration mit den Deklara-
tionspflichten erlaubt letztlich nur die Außenprüfung. Indes, gerade hier
wird das Auseinanderkla{fen zwischen Anspruch und Wirklichkeit beson-
ders deutlich. Denn für die große Masse der Kleinst- und Kleinbetriebe2T ist
das Risiko, einer Betriebsprüfung unterzogefr zs werden, eher theoretischer
Natur28. Die Differenzierung des Betriebsprüfungsturnus nach der Betriebs-
größe2e mag ökonomisch betrachtet im Verhä1tnis zu den erwarteten Mehr-
ergebnissen Sinn machen3o, ist aber bezogen auf die Rechtsanwendungs-
gleichheit kein sachgerechter Differenzierungsgrund3I, auch kein Gebot
maßvollen Gesetzesvollzugs32. Verstöße gegen die Rechtsanwendungs-
gleichheit lassen sich nicht in den absoluten Zah\en eines etwaigen Mehrer-
gebnisses messen,, sondern lediglich im Verhältnis zur tatsächlich geschul-
deten Steuer. Dieses Verhältnis hat aber mit der Betriebsgröße nichts zu
tun33. Wenn Kleinbetriebe in Abständen von 24,2lahren, Kleinstbetrieb e gar

24 S. die Angaben bei D. Ondracek, tn FS für W. Ritter, 1997,5.227,230 f.,  aus
denen sich ergibt, daß sich das bereits bestehende und bekannte Unterbesetzungs-
problem eher noch verschärft.

25 Ebenso solche, die durch das Fehlen effizienter Kontrollnormen verursacht wer-
den, s. K. Tipke, in dieser Schri{t, 5.225, zu fehlenden Aufzeichnungspflichten.

26 D.  Ondracek,  in  FS fur  W. Ri t ter ,  1997,  5.227,24I .
27 Das BMF gibt an, daß 81% aller Unternehmen Umsätze zwischen 32 000 DM und

1 Mio. DM machen, damit in die Kategorie der Kleinst- oder Kleinunternehmen
fal len (s. Erlaß v. 2. 5. 1997, BStBl. I ,  576\.

28 Kleinunternehmen alle 24,2lahre, Kleinstuntemehmen alle 63,6lahre (s. Arbeits-
gruppe Steuerausfäl le [Teii  I ] ,  StB 1994,399,411lr.

29 S. SS 3, 4 BpO 2000 v. 15. 3. 2000, BStBl. I  2000, 368 If.
30 S.  FG Rhein land-P{aIz  v .  1 .9.  1986-  5 K60/86,  EFG 1987,  5,7 { .
3l Kritisch auch G. FeLix, FR i991, 389; Arbeitsgrrrppe Steueraus{älle (Teil I), StB

1994, 399, 402, die zwischen fiskalischem und gesellschaftlichem Nutzen der
Betriebsprüfung unterscheidet und nur letzteren als Argument für eine Verschär-
fung der Kontrollpraxis gelten läßt.

32 R. Seer, FR 1997,553, 560 ff.
33 S. die Kritik von K. Tipke, in Tipke/Kruse, Vor S 193 AO Tz. 13a.
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nur alle 63,6lahre geprüft werden, so liegt der Grund hierfür keineswegs in

der Vermutung einer mit abnehmender Betriebsgröße wachsenden Gesetzes-

treue. Die Orientierung der Betriebsprüfungsordnung an der Betriebsgröße

ist damj.t nicht nur nicht geeignet, Verstöße gegen die Rechtsanwendungs-
gleichheit möglichst efftzient aufzudecken, sondern erzevgt ihrerseits Un-
gleichheit, weil sie die Auswahl der zu prüfenden lJnternehmen nicht nach

sachgerechten Kriterien vornimmt. Diese Ungleichheit gefährdet die Legiti-

mität des Freiheitseingriffs, der mit der Außenprüfung einhergeht.

Statt an der Betriebsgröße müßte die Prüfungshaufigkeit an der Prüfbedürf-

tigkeit orientiert werden3a. Allerdings würde eine Neufassung der Kriterien

fur die Vornahme von Betriebsprüfungen lediglich an der Verteilung der

geprüften Unternehmen etwas ändern, die Fallzahlen aber nur insoweit

erhöhen, als die Pru{ung eines Kleinbetriebes weniger Zett tn Anspruch

nimmt als die eines Großunternehmens. Eine deutlichere Intensivierung der

Prü{ungstätigkeit ließe sich nur durch personelle Aufstockung erzielen.

2. Kontrollmitteilungen und Anzeigepflichten

Ein besonders wichtiges Instrument der nachträglichen Kontrolle der Befol-
gung von Steuererklärungs- und Steuerentrichtungspflichten ist das Aus-
schreiben von Kontrollmitteilungen3s. Es beschränkt sich zwar anders als
die Betriebsprüfung auf die Verprobung von Einzelsachverhalten36, ist aber
gerade deshalb geeignet, die Steuererhebung durch Steuerabzug zu flankie-
ren. So können über Kontrollmitteilungen insbesondere Einkünfte aus ne-
benberuflicher Tätigkeit erfaßt werden. Mittels Kontrollmitteilungen lassen
sich zudem die Fälle kontrollieren, in denen keine routinemäßigen Außen-
prüfungen stattfinden, d.h. insbesondere die Fälle des $ 193 Abs. 2 Nr. 2 AO.
Kontrollmitteilungen ergänzen die in $ 93 AO normierten Mitwirkungs-
pflichten insoweit, als es keines gesonderten Auskunftsverlangens bedarf.
Vielmehr wird das Auskunftsbedürfnis vom Gesetzgeber abstrakt zugrunde-
gelegt. Auch der Grundsatz der nur subsidiären Inanspruchnahme dritter,
nicht am Verfahren beteiligter Personen gilt nicht. Dabei ist gerade weil sie
nicht am Verfahren beteiligt sind, davon auszugehen, daß l)ritte ihren Mit-

teilungspflichten wahrheitsgemäß nachkommen, denn der aus dem mitge-
teilten Sachverhalt resultierende Steueranspruch trifft einen anderen.

Indes eröffnet die Abgabenordnung nur eingeschränkt die Möglichkeit von

Kontrollmitteilungen. Die zentra\e Vorschrift des S 194 Abs. 3 AO setzt die

34 So R. Seer, FR 1997, 553, 56Ij
D. Gosch, in Beermann, 5 193 Rz.
mann/Hepp/Spitaler, S 193 AO Rz.
sierung der Prüfungsbedriritigkeit.

35 BVerfG v. 27 . 6. l99I - 2 BvR 1493189, BVerfGE 84, 239, 278
36 H. W. Kruse, Lehrbuch des Steuerrechts Bd. 1, Allgemeiner

grenzter Zw eck der Kontro llmitteilung" .
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Sicherung von Steueransprüchen

Vornahme einer Außenprüfung voraus. Nur anläßlich einer solchen dürfen
Kontrollmitteilungen ausgeschrieben werden. Überdies wird S 194 Abs. 3
AO auch noch restriktiv ausgelegt, wenn Teile der Literatur für das Aus-
schreiben von Kontrollmitteilungen besondere Verdachtsmomente for-
dern37. Noch stärker wird die Möglichkeit zrtrn Ausschreiben von Kontroll-
mitteilungen durch $ 30a Abs. 3 S. 2 AO eingeschränkt3S. Die datenschutz-
rechtlich umstrittene3e Vorschrift des $ 93a AO bezieht sich nur auf andere
Behörden; rrur sie können allgemeinen zu Kontrollmitteilungen verpflichtet
werden. Privatpersonen oder Unternehmen werden hingegen praktisch nicht
zv,Prbgabe automatischer Kontrollmitteilungen herang ezogerfo .

Daß das System der Anzeige- und Mitteilungsp{lichten insgesamt nur
schwach ausgeprägt ist, ist angesichts des allseits beklagten Vollzugsdefizits
nur schwer verständlich. Denn gerade Mitteilungspflichten könnten bei der
Aufklärung unbekannter Besteuerungsfalle eine wichtige Rolle spielen. Hin-
zu kommt, daß die Kontrollmitteilung gegenüber einem proportionalen

Quellenabzug mit Erstattung zuviel gezahlter Steuern erst nach Abschluß
des jeweiligen Veranlagungszeitraums das mildere Mittel darstelltal und
daher grundsät zltch vorzugswürdig ist.

W. Schick, in Hübschmann/Hepp/Spitaler, $ 194 AO Rz. 378i E. Pauly, BB 1986,
1130, 1133; M. Streck, DSIR 1997, 1993, 1996 f. j  Wengert/Widmann, BB 1998,
724; zw Recht kritisch K. Tipke, in FS fur K. Offerhaus, L999 , S. 819, 827 i R. Eck-
hoff , Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, 1999, S. 355 mit Fn. 84.
Daran ändert auch der Versuch einer verfassungskonformen Auslegung durch den
VIII. Senat (v. 18. 2. 1997 - VIII R 33/95, BStB1. II 1997 , 499, 505, bestätigt in BFH
v. 15. 12. 1998 - VIII R 6198, BStBl. I I  1999,138; ebenso FG Baden-Württemberg
v. 21. 7. 2OOO - 3 K 59198, EFG 2000, l2l8i dagegen BFH v. 28. 10. 1997 - VII B
40197, BFH/NV 1998, 4241 mchts, denn seibst wenn das Ausschreiben von Kon-
troilmitteilungen möglich sein soilte, wenn ein ,,hinreichender Anlaß" besteht, so
dürfte eben jener im Regelfall gerade nicht vorliegen, wollte man diese einschrän-
kende Voraussetzung nicht zur Farce werden lassen. Damit wird aber auch offen-
bar, daß das Bemühen verfassungskonformer Auslegung von $ 30a AO selbst bei
extremer Strapazierung des Wortlautes zu kurz greift; ablehnend awch Werns-
mann/Stalbold, StuB 2000, 302 ff .

39 Ablehnend R. Hamacher, DB 1984,2157, ZI59 {.,  lonaslPauly, DSIR 1985, 560,
562; einschränkend auch E. Wied, Verfassungsrechtlich gebotener Datenschutz rrn
Steuerrecht, L991, S. 149 ff., der bemängelt, daß keine Schutzvorkehrungen hin-
sichtlich eines sich etwaig ergebenden Informationsüberhangs getrof{en worden
sind; dagegen haben K. Tipke, BB 1986, 60I, 603, H. Söhn, in Hübsch-
mann/Hepp/Spitaler, $ 93a AO Rz. 110 und im wesentlichen auch H. Helsper, in
Koch/Scholz,5. Aufl. 1996, S 93a AO Rz. 6, dem die Vorschrift allerdings noch
nicht weit genug geht, keine Bedenken im Hinblick auf das Recht der informatio-
nellen Selb stbestimmung.

40 S. aber $$ 33,34 ErbStG, $ 29 ESIDV, S 18 GrStG.
41 S. auch K. Tipke, in Tipke/Kruse, $ 93a AO Ftz. 2: Kontrollmitteilung als Minus

zum Quellenabzug unbedenklich.

a 1
o /
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Der latenten Gefahr, kontrolliert zu werden, kommt dabei eine weitaus
größere Bedeutung zu als der tatsächlichen Kontrollea2. Allerdings verlieren
die gesetzlichen Kontrollmöglichkeiten ihre abschreckende Wirkung, je ge-
ringer das Entdeckungsrisiko wird. Ohne ein Mindestmaß an tatsächlicher
Kontrolle wird das Risiko der Entdeckung irreal. Deshalb sind auch fakti-
sche Kontrolldefizite jenseits von gesetzlichen Kontrollhindernissen wie

$ 30a AO dazu angetan, die Gleichmäßigkeit der Steuerrechtsanwendung in
verfassungsrechtlich relevanter Weise zu beeinträchtigen.

3. Grenzen der Kontrolle

Rechtliche Grenzen setzt einer Kontrolle das Datenschutzrechta3 und die
diesem zugrunde liegenden Persönlichkeitsrechte in ihrer verfassungsge-
richtlichen Weiterentwicklung z:urrr Grundsatz informationeller Selbstbe-
stimmungaa. Der Aufschrei, den jeder noch so vorsichtige Versuch auslöst,
den in $ 30a AO Gesetz gewotdenenas Bankenerlaß aulzuheben oder ihn
auch nur im Wege der Rechtsprechung einschränkend auszulegen, beweist,
daß Kontrollmitteilungen den Steuerpflichtigen an einer empfindlichen
Stelle tre{fena6.

Indes ist die Berufung auf die informationelle Selbstbestimmung wohl weit-
hin nur ein Vorwand. Denn mit der Kontrollmittejlung wird nicht stärker in
die von Art.2 Abs. I GG geschitzte Privatsphäre des Steuerpflichtigen ein-
gegriffen als durch entsprechende Erklärungspflichten. Auch diese werden
nicht freiwillig, das heißt in freier Ausübung der informationellen Selbstbe-
stimmung er{üllt, sondern aufgrund sanktionsbewehrter gesetzlicher Anord-
nung. Das Selbstbestimmungsrecht bezieht sich nicht auf die Entscheidung,
die Besteuerungsgrundlagen wahrheitsgemäß zu deklarierena7. Zwar muß
zu:nt Schutz der informationellen Seibstbestimmung gesetzlich festgelegt
sein, wofür die erhobenen Daten verwendet werdenas, denn die staatliche

42 S. auch D. Ondracek, in FS fr ir W. Ritter, 1997, 5.227,236, 244.
43  G .  Fe l i x ,  FR  199 I ,389 ,390 .
44 BVerfG v. 15. 12. 1983 - l BvR 209183 u.a., BVerfGE 65, 1 ff. (Volkszählungsur-

tei i).
45 StReformG 1990 v. 25. 7. 1988, BGBI. I  1988, 7093, 1127.
46 BFIJ v. 15. 12. 1998 - VIII R 6/98, BStBl. It 1999, 138 wendet gegen Kontrollmittei-

lungen für Zinseinkünfte ein, sie würden eine dauerhafte ernsthafte Gefährdung
des Kapitalmarktes darstellen; ebenso F. Dötsch, DStZ 1999 , 22I, 222, zum Span-
nungsverhältnis zwischen Steuergerechtigkeit und Kapitalmarktadäqwanz s. auch
F.-Chr. Zeitler, in FS fur K. Offerhaus, 1999, S. 955 ff.

47 K. Tipke, BB 1985, 60I, 603j H. Söhn, in Hübschmann/Hepp/Spitaler, $ 93a AO
Rz. 110; I. Wieland, lZ 2OOO, 272, 274: Das Recht au{ in{ormationelle Selbstbe-
stimmung erfordert keinen über das Steuergeheimnis hinausgehenden Geheimhal-
tungsschutz.

48 H. Dreier, GG, 1996. Art. 2 F;z. 59, Ph. Kunig, in v. Münch/Kunig (Hrsg.), GG,
5. Aufl. 2000, Art.2 Rz. 38; E. Wied, Verfassungsrechtlich gebotener Datenschutz
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Datenerhebung steht unter permanentem Rechtfertigungszwang. Der Infor-
mationseingriff ist jedoch - unter der Voraussetzung einer hinreichenden
gesetzlichen Grundlage - durch das ZieI gleichmäßiger Steuererhebung ge-
rechtfertigt. Soweit der Steuergesetzgeber an Sachverhalte anknüpft, deren
Offenbarung nicht schon per se einen - auch nicht unter dem Aspekt der
Besteuerungsgleichheit zu rechtfertigenden - Eingriff in die unantastbare
Intimsphäreae erfordern, können sich verfassungsrechtliche Bedenken nur
noch hinsichtlich der Art und Weise der Informationsgewinnung ergeben. So
ließe sich eine Steuer auf das private Konsumvermögen möglicherweise
entgegenhalten, daß sie den Steuerpflichtigen in unzulässiger Weise zur
Preisgabe seiner privaten Verhältnisse zwingt'5o. Bestehen aber in dieser
Hinsicht keine grundsätzlichen Bedenken gegen die Besteuerung privaten
Vermögens, so können sich keine zusätzlichen Einwände dagegen richten,
die Preisgabe der erforderlichen Informationen zu erzwingen und zu kontrol-
lierens l.

Zwar wäre die unmittelbare Befragung des Steuerpflichtigen im Wege eines
konkreten Auskunftsersuchens das mildere Mittel, indes ist es ungeeignet,
die Erklärungen des Steuerpflichtigen wirksam nr kontroilieren, zumal oft-
mals erst die Mitteilung von dritter Seite die Finanzverwaltung überhaupt
von dem steuerrechtlich relevanten Sachverhalt in Kenntnis setzen wird52.
Auch der Einwand, die Anordnung allgemeiner Mitteilungspflichten ver-
stoße gegen den Grundsatz der Bestimmung des Zwecks der Datensamm-
lung53, greift nicht durch, solange die gewonnenen Informationen aus-
schließlich zur Sicherung des Steueranspruchs benötigt und verwendet wer-
densa. Schutz vor einer Zweckentfremdung der im Besteuerungsverfahren
erhobenen Daten bietet das Steuergeheimnisss.

im Steuerrecht, 199I, S. 45, M. Leist, Verfassungsrechtliche Schranken des steuer-
lichen Auskunfts- und Informationsverkehrs, L999, S. 47.

49 Zwn besonderen Schutz der Intimsphäre s. BVerfG v. 14.9. 1989 - 2 BvR 1062187 ,
BVerfGE 80, 367, 373 f . (Tagebuch).

50 So F. v. Hammerstein, Der verfassungsrechtliche Schutz der Privatsphäre im
Steuerrecht, 1993, S. 213 f{.; krit. demgegenüber K. Tipke, StRO Bd. I, 2. Aufl.
2000, s. 428.

51 In diese Richtung auch F. v. Hammerstein, Der verfassungsrechtliche Schutz der
Privatsphäre im Steuerrecht, 1993, S. 113: |ede Rechtsgrundlage für eine belasten-
de Maßnahme beinhaltet stillschweigend die Befugnis, die zur Durchführung der
Maßnahme erforderlichen Informationen zu beschaffen. Soweit sich Zweck und
Umfang schon aus der gesetzlichen Grundlage für die belastende Maßnahme
ergebe, bedurfe es darüber hinaus für den Informationseingriff keiner weiteren
Rechtsgrundlage.

52 H. Söhn, in Hübschmann/Hepp/Spitaler, 5 93a AO Rz. Il4, I2O.
53 R.  Hamacher ,  DB 1984,2157,2159.
54 E. Wied, Verfassungsrechtlich gebotener Datenschutz im Steuerrecht, 1997,

S. 146) H. Söhn, in Hübschmann/Hepp/Spitaler, 5 93a AO Rz. 115.
5 5 Ztxreff.end W ernsmann / Stalb old, StuB 2000, 252, 25 5.
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Gerade in der Abgrenzung der zulässigerweise erhobenen Informationen
liegt allerdings ein Problem. Denn es gibt kaum einen Sachverhalt ohne
steuerliche Relevanz. Am effizientesten wäre es daher, Banken zur Vorlage
aller Kontenunterlagen ihrer Kunden zu verpflichten, da die meisten Ce-
schäfte im nichtbaren Zahlungsverkehr abgewickelt werdens6. Mit einer
solchen Forderung durfte man jedoch kaum Gehör finden. Kontobewegun-
gen spiegeln nicht nur die steuerlich relevante Einnahmeseite, sondern auch
die Konsumausgabenseite wider. Sie enthalten damit eine Vielzahl von
Informationen, die der Kontoinhaber gegenriber den Finanzbehörden, was
seine eigene Besteuerung angeht, nicht offenzulegen verpflichtet ist, mögen
hierin auch wertvolle Anhaltspunkte {ur die Verprobung mit den Angaben
anderer Steuerpflichtiger liegen.

III. Quellenbesteuerung als Instrument der vorbeugenden Siche-
rung von steueransprüchen

1. Anwendungsfälle des Abzugs an der Quelle

Anders als Betriebsprüfung und Kontrollmitteilung setzt der Quellenabzug
bereits im Vorfeld der Steuerentrichtung an. Während Betriebsprüfung und
Kontrollmitteilung der nachträgliche.n Verifikation der Selbstdeklaration
des Steuerpflichtigen dienen, beruht das Quellenabzugsverfahren auf der
Fremddeklaration. Die Versteuerung der Einkünfte aus nichtselbständiger
Arbeit, der Kapitalerträge und der Einkunfte beschränkt Steuerpflichtiger
wird nicht dem Steuerschuldner selbst überlassen. Vielmehr wird ein Drit-
ter in der Weise in das Steuerrechtsverhältnis einb ezogen, daß er die Steuer
für den eigentlichen Steuerschuldner abführen muß und für die fremde
Steuerschuld haftet (SS 42d,, 44 Abs. 5, 50a Abs. 5 S. 5 ESIG). Es ist die
sanktionsbewehrte Einbeziehung eines Dritten in die Erfüllung fremder
Steuerentrichtungspflichten, die das Quellenabzugsver{ahren so effizrent
macht. Das Problem der Nichtdeklaration durch den Steuerpflichtigen
selbst wird ausgesch altetsT , die Kontrolle wird erleichtert, weil sie bei den
zahlenmäßig geringeren Abzugsverpflichteten ansetzen kannss.

56 So K. Tipke, in FS fur K. Offerhaus, 1999, S. 819, 827 I.i s. auch Arbeitsgruppe
Steuerausfälle, StB 199 4, 450-452.

57 CLü. Goez, Die Quellenbesteuerung als Erhebungsform der Einkommensteuer,
1993, S. 118. Auch ist die Quellenbesteuerung unmerklicher als eine Veranlagung;
sie wird vom Steuerpflichtigen weniger stark wahrgenommen, wobei dies m.E.
eher ein Nachteil ist, weil die Höhe der Steuerlast - aber eben nur wenn sie
wahrgenommen wird - ein wichtiger Gradmesser der Beurteilung von Politik ist,
so auch F. Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpoli-
trk, t970, s. 37 ff.

58 Ztrrn Rationalisierungsef{ekt der Lohnsteuer s. auch BVerfG v.26.l. 1977 - I BvL
7176, BYerfGE 43, 23I,238 {.; Chr. Goez, Die Queilenbesteuerung als Erhebungs-
form der Einkommensteuer, 1993, S. l2O,122.
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Eine Sonderstellung nimmt dabei das Lohnsteuerabzugsverfahren ein. Zurn
einen wird der ganz überwiegende Anteil des Einkommensteueraufkorn-
mens im Lohnsteuerabzugsverfahren erhobeflSe, so daß der Quellenabzug,
und nicht die Selbstdeklaration als Erhebungstechnik das Einkommensteu-
errecht dominiert. Zum anderen wird aufgrund der Möglichkeit, steuermin-
dernde Tatsachen auf der Lohnsteuerkarte eintragen zv lassen (5S 39, 39a
ESIG), den persönlichen Verhältnissen des Steuerpflichtigen anders als bei
anderen Abzugsverfahren bereits bei der Vornahme des Lohnsteuerabzugs
Rechnung getragen60. Aufgrund der Individualisierung des Lohnsteuerabzugs
und der Berücksichtigung persönlicher Merkmale können Übersicherungen
weitgehend ausgeschlossen werden. Dabei kann der Fiskus im Lohnsteuer-
abzugsverfahren den vollen Steueranspruch sichern und muß sich nicht wie
in den Fällen einer nledrigen, proportional bemessenen Quellensteuer auf
eine Grundsicherung zurückziehen. Das Lohnsteuerabzugsverfahren ist da-
mit einerseits effektiv, andererseits wahrt es die Grundsätze der Verhältnis-
mäßigkeit und vermeidet Übersicherungen6l. Nicht lösen kann allerdings
auch das Lohnsteuerabzugsverfahren das Problem der Schw arzarbeit und der
unrichtigen Angaben bei der Geltendmachung von Werbungskosten im Ver-
fahren der Ausgleichsveranlagung nach $ a6 Abs. 2 Nr. 8 ESIG62.
Im Unterschied zum Lohnsteuerabzug haben die Steuerabzüge vom Kapital-
eftrag und von den inländischen Einkünften beschränkt Steuerpflichtiger
Objektsteuercharakter63. Sie nehmen keine Rücksicht auf die individuellen
Verhältnisse des Steuerpflichtigen. Dies wird am deutlichsten an der Erhe-
bung zu einem einheitlichen Proportionals atz. Dabei erfolgt nur bei der auf
die Kapitaleträge unbeschränkt steuerpflichtiger Gläubiger erhobenen Kapi-

59 Das Verhältnis zwischen veranlagter Einkommensteuer und Lohnsteuer beträgt
für das lahr 1999 rnit 22 47 4 Mrd. DM zu 3I9 284 Mrd. DM 7 o/o zu 93 % (Statisti-
sches fahrbuch 2000, S. 5101, ca. 90% aller Erwerbstätigen beziehen Einkünfte aus
nichtselbständiger Arbeit, nur knapp 10% sind selbständig (Statistisches |ahrbuch
2000, s. 106).

6O Zur Entwicklung und Anpassung der Eintragungsmöglichkeiten an das Vorauszah-
lungsverfahren des S 37 ESIG und zu verbleibenden Defiziten s. W. Drenseck,
stuw 2000, 452, 453 ff .
R. Eckhoff , Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, L999, S. 406.
Zu diesen Einschränkungen des Bildes der weitgehenden Vollzugseffizrenz der
Lohnsteuer R. Eckhol/, Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, 1999, S. 406.

63 Für die Kapitalertragsteuer: G. Raber, Die Erhebung der Kapitalertragsteuer in
Verlustsituationen, BB 1995, 384; Chr. Goez, Die Quellenbesteuerung als Erhe-
bungsform der Einkommensteuer, L993, S. 57, lSOi W. Heinicke, in L. Schmidt,
ESIG, 19. Aufl.2000, $ 43 ESIG Rz. I6i K.Lindberg, in Blümich, $ 43It2. 17;
einschränkend Harenbergfkmer, in Herrmann/Heuer/Raupach, Vor $ 43 ESIG
F..:z. 7, die aufgrund der Anrechenbarkeit der Kapitalertragsteuer im Ergebnis den
Objektsteuercharakter verneinen. Für die beschränkte Steuerpflicht: H.-W. Arndt,
StuW 1990, 364,365, H. Schaumburg,Internationales Steuerrecht, 2. AufI. 1998,
5 5 Rz. 5.122, Chr. Goez, Die Queilenbesteuerung als Erhebungsform der Einkom-
mensteuer ,  L993,  S.  80,  a .A.  F.  Wassermeyer ,DSt lG Bd.  8 (1985) ,  5 .49,76.

6 I
62
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talertragsteuer in der sich anschließenden Veranlagung eine Anpassung an
die individuellen Verhältnisse, während die Quellenbesteuerung beschränkt
Steuerpflichtiger in vielen Fällen abschließend ist. Kommt es im Quellen-
oder Wohnsitzstaat zur Veranlagung und wird die Quellensteuer angerech-
net, so findet jedoch auch hier eine Berücksichtigung individueller Merkma-
le statt6a.

Einen Sonderweg geht der Gesetzgeber zur Sicherung des Steueranspruchs
gegenüber ausländischen Unternehmen, die in Deutschland eine Betriebs-
stätte begründen. $ 50a Abs. 7 EStG6s sieht vor, daß das Finanzarnt gegen-
über dem Auftraggeber (Vergütungsschuldner) eines beschränkt steuer-
pflichtigen Gläubigers die Vornahme eines Steuerabzugs anordnen kann,
wenn dies zur Sicherung des Steueranspruchs zweckmäßig ist. Der lJnter-
schied des Sicherungsabzugs nach $ 50a Abs. 7 ESIG gegenüber einer obliga-
torischen Quellensteuer ist folglich, daß er nur im Bedafsfall angeordnet
wird. Während bei der Einbehaltung der Kapitalertragsteuer oder in den
Fällen des $ 50a Abs. I und 4 ESIG das Sicherungsinteresse abstrakt unter-
stellt wird, setzt $ 50a Abs. 7 EStG ein konkretes, im Einzelfall bestehendes
Sicherungsinteres se voraus.

Gerade gegenüber dem beschränkt Steuerpflichtigen ist der Quellenabzug
o{tmals der einzige Weg, den Steueranspruch durchzusetzen66. Zugleich
dient die Quellensteuer als Verhandlungsunterpfand in DBA-Verhandlun-
gen67. Andererseits verursacht die Erhebung von Quellensteuern Ungleich-
behandlungen - zürrt einen gegenüber unbeschränkt Steuerpflichtigen, zum
anderen innerhalb der Gruppe der beschränkt Steuerpflichtigen. Unter-
schiedliche Quellensteuersätze, ebenso wie die Praxis der nur beschränkten
Anrechnung im Wohnsitzstaat werden trotz der grundsätzlichen Anerken-
nung der beschränkten Steuerpflicht durch den 8,t91168 in jüngerer Zeit
vermehrt als nicht europarechtskonform kritisiert6e.Ist ein System (abgel-
tender) Quellensteuern auch durchaus geeignet, auch die Besteuerung grerrz-
überschreitender Sachverhalte bis zu einem gewissen Grade sicherzustellen,
so ist diese Methode unter dem Aspekt leistungsfähigkeitsgerechter und
diskriminierungsfreier Besteuerung nicht optimal. Den Methodenzwiespalt
wirksamer Erfassung von Auslandssachverhalten spiegelt das Ringen um

64 Für ausreichend befunden z.B. in BVerfG v.24.9. 1965 - 1 BvR 228165, BVerfGE
L9, Il9, I23 f . {Kuponsteuer).

65 Zu der zwischenzeitlichen Änderung der Vorschrift durch das StEntlG
s. U. Probst, in Herrmann/Heuer/Raupach, Steuerreforrn 1999I2OOOl20OZ $ 50a
Rz .  R  11 .
BFH v.  2 .2.  1994 - IB 143193,  BFH/NV 1994,864.
W. Görl ic.h, FR 1978,367.
EuGH v. 14. 2. 1995, Rs C-279193, EuGHE. 1995 I, 225 (Schumacker); EuGH
v. 11. 8. 1995, Rs C-80/94, EuGHE 1995 I, 2495 (Wrelockx|.
H. Schaumburg, StuW 2000, 369,375, ders., Internationales Steuerrecht, S 4
Rz. 4.24i ders., DSIIG P,d.24 {200111, S. 44.

66
67
68

69
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eine EU-weite Zinsbesteuerung wider. Moderate Quellenbesteuerung, Kon-
trollmitteilungen oder Koexistenz von beidem beherrschen seit Iahren die
Diskussion um eine Zinsrichtlinie. Der nun gefundene Kompromiß7o sieht
zwar für eine Übergangszeit die Erhebung von Quellensteuern vor, gibt aber
zumindest in der Endstufe der ausschließlichen Besteuerung im Wohnsitz-
staat - ermöglicht durch Kontrollmitteilungen des Quellenstaates - den
Vorrang. Der Vorschlag sieht die Zukunft der Sicherung der Besteuerungs-
rechte im grenzüberschreitenden Sachverhalt {olglich nicht im Quellenab-
zü8, sondern im Informationsaustausch zwischen den beteiligten Fisci.
Zwar hält schon ietzt die im EG-Amtshilfegesetz umges etzte EG-Amtshilfe-
richtlinieTr ein Instrumentarium vor, daß die Finanzbehörden der Mitglied-
staaten nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, beim Verdacht von
Steuerhinterziehung Spontanauskünfte zu erteilenz2. Bis zur Eimichtung
eines funktionstüchtigen automatischen Mitteilungsverfahrens zwischen
den Mitgliedstaaten isr jedoch noch ein weiter weg zurickzulegen.

2. Das Problem der übersicherung

Die Sicherung des Steueranspruchs darf im Hinblick auf das übermaßverbot
grundsätzlich nur in der Höhe der späteren Steuerschuld erfolgenT3. Auch
wenn die Quellensteuer keinen abgeltenden Charakter hat, es also in einer
nachfolgenden Veranlagung zu einer Anpassung an die individuellen Ver-
hältnisse und damit zur Erstattung zuviel bezahlter Quellensteuer kommt,
entstehen dem Steuerpflichtigen aufgrund zunächst zuviel erhobener Quel-
lensteuern Liquiditäts- und ZinsnachteileT4. Läßt der Quellenabzug als Brut-
tobesteuerung einen Abzug von Aufwendungen nicht zu und ist eine spätere
Veranlagung mit Anpassung an die individuellen Verhältnisse nicht vorgese-
hen (2.8. $ 50a Abs. 3 S. I ESIG), so kommt es zu einer dauerhaften Benach-
teiligung gegenüber Steuerpflichtigen, die zur Einkommensteuer veranlagt
werden. Die Bruttobesteuerung lauft dem Nettoprinzip als einem Kernbe-
s tandteil de s L eistungsf ähigkeitsprin zip s zuwiderTs .

70 Einigung auf der sitzung des ECOFIN v. L6.127.11. 2000, twB 2000, Lr4s.
71 EG-Amtshilferichtlinie 771799lEwG v. 19. rz. L977, Abl. EG Nr. L 336, 15 und

T9lLOTO|EWG v.  6 .  12.  1979,  Abl .  EG Nr.  L  BB1,  8.
72 EucH v. 13. 4. 2ooo, c-420l98,ISIR 2000, 384; hierzu l. de weerrä, ISIR 2000,

462 f . (Jm so unverständlicher ist die einschränkende Umsetzung der Amtshilfe-
richtlinie im EG-Amtshiifegesetz, die von der Finanzverwaltung im Erlaßwege
sogar noch stärker reduziert wird, s. BMF-Schreiben v.3.2. Ig9g, BStBl. I  1999,
228,238 Tz. 4.2.1; BMF-schreiben v. B. 6. 1996, BStBl. I  L996, 644.

73 Ebenso (für das Lohnsteuerabzugsverfahren) W. Drenseck, StuW 2000, 4SZ, 4s4 f.
74 Cht. Goez, Die Quellenbesteuerung als Erhebungsform der Einkommensteuer,

1993, S. 130, H. Scholtz, Zur Anrechnung von Vorauszahlungen und Steuerab-
zugsbeträgen, FR 1988, 158 f.

75 Hierzu ausführlich für die Bruttobesteuerung beschränkt Steuerp{lichtiger M. En-
gelschalk, Die Besteuerung von Steuerausländern auf Bruttobasis, 1988, S. 75 ff .,
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Schwerwiegender sind allerdings die freiheitsrechtlichen Implikationen der
Bruttobesteuerung, und zwar auch dann wenn diese keinen definitiven Cha-
rakter hat. Die Bruttobesteuerung kann je nach dem Verhältnis der Einnah-
men zutrrr zu versteuernden Einkommen bei einem entsprechend hohenT6

Quellensteuersatz erdrosselndeTT Wirkung entfalten. Der aktuelle Liquidi-
tätsentzug wird auch durch eine nachfolgende Veranlagung nicht ausgegli-
chen, wohl aber der Verstoß gegen das objektive NettoprinzipT8.

Virulent wird dieses Problem der Übersicherung neuerdings hinsichtlich der
auf Dividenden und sonstige dem Halbeinkünfteverfahren unterliegende
Bezüge erhobenen Kapitalertragsteuer, da diese sich - wenngleich zu einen
nunmehr auf 20"/" reduzierten Steuersatz - weiterhin nach dem vollen Aus-
schüttungsbetrag bemißt (S 43 Abs. I S. I Nr. I Buchst. a ESIG), obwohl die
Dividende beim Steuerschuldner nur zur Hälfte der Einkommensteuer un-
terliegt ($ 3 Nr. 40 EStGl. Dadurch kommt es bei allen Anteilseignern, deren
Einkommensteuers atz Lrflterhalb von 4O'/" hegt, zu einem Kapitalertragsteu-
erüberhang. Zwar wird trotz der partiellen Steuerfreiheit des Kapitalertrags
die Kapitalertragsteuer in vollem Umfang angerechnet bzw. erstattet (S 36
Abs. 2 5.2 Nr. 2 S. I ESIG). Dennoch verstößt der Kapitalertragsteuerubzug
auf die volle Dividende gegen das Verhältnismäßigkeitsprinzip, weil er nicht
nur im Einzelfall, sondern in der ganz überwiegenden Anzahl der Fälle zu
einer Übersicherung führt7e. Zwar ist nachvollziehbar, daß der Gesetzgeber
im Hinblick auf ausländische Anteilseigner, die nicht in das Halbeinkünfte-
verfahren einbezogen werden sollten, generell an der Bemessung der Kapital-
ertragsteuer nach der vollen Dividende festgehalten hat. Eine D7{tercnzie-
rung und Schlechterstellung des ausländischen gegenüber dem inländischen
Empfäng er wäre europarechtlich bedenklich gewesen. Der Gesetzgeber hät-
te aber, wenn er an der Bemessung der Kapitalertragsteuer an der vollen
Dividende festhalten wollte, den Kapitalertragsteueßatz stärker absenken
müssen. Dies gilt erst recht im Hinblick auf die bis 2005 statt{indende
Absenkung des Einkommensteuertarifss0.

der im Ergebnis iedoch eine Verletzung von Art. 3 Abs. I GG verneint, weil er

Steuerinländer und Steuerausländer für nicht vergleichbar hält.
M. Engelschalk, Die Besteuerung von Steuerausländern auf Bruttobasis, 1988,
S. 98, hält bei einer ,,durchschnittlichen Gewinnenrtartung" einen Bruttosteuer-
satz von 3O% fnr grundsätzlich annehmbar.
Kritisch zum Begriff der Erdrosselungssteuer H. W. Kruse, Lehrbuch des Steuer-
rechts Bd. I, Allgemeiner Teil, lg9l, S. 37: ,,steuerrechtliches Ungeheuer von Loch
Ness" .
Zutreffend H. Schaumburg, StuW 2000, 369,372, der auf das Problern des vorüber-
gehenden Liquiditätsentzugs jedoch nicht eingeht.
Nach Angaben des DAI liegen 80% aller Dividendenbezieher mit ihrem individu-
ellen Einkommensteuersatz unter 40%, s. DAI, Reform des Körperschaftsteueran-
rechnungsverfahrens, April 1999.

80 S 52 Abs. 41 EStG in der Fassung des StSenkG v. 23. 10. 2000, BGBI. I ,  1433.
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3. Sicherung ohne Steueranspruch?

Das Sicherungsbedürfnis des Staates kann seltsame Blüten treiben. Vertraut
der Fiskus in vielen FäIlen grenzenlos, so sichert er in anderen Fällen pro-
phylaktisch, bevor ein Steueranspruch überhaupt entstanden ist, ja selbst
wenn ein solcher nie entstehen wird. Es handelt sich hierbei um besonders
krasse Fälle der Übersicherungsr.

So ordnet die FinanzverwaLtung in den Fällen der Begründung einer Betriebs-
stätte nach $ 12 Nr. 8 AO den Sicherungsabzug nach S 50a Abs. 7 ESIG auch
bereits vor Fristüberschreitung an. Nach $ 50a Abs. 7 ESIG in der Fassung des
Steuerentlastungsgesetzes 1999l200Ol2OOZ sollte der Vertragspartner des
ausländischen Unternehmers sogar unabhängig von einer finanzbehördlichen
Anordnung und unabhängig von der Begründung einer Betriebsstätte auto-
matisch zutn Abzug verpflichtet sein. Die Kritik war so überwältigend8z, daß
der Gesetzgeber dieser Steuerabzugspflicht ohne Steuerpflicht mrt dem Steu-
erbereinigungsgesetz 199983 rückwirkend ein schnelles Ende bereitet hat.

Ein weiterer Fall einer Sicherung ohne Steueranspruch hat sich durch das
Steuersenkungsges etz\4 eingeschlichen. Dividenden, die an andere Körper-
schaften gezahlt werden, unterliegen - obwohl sie nach neuem Recht beim
Empfänger gemäß S Bb Abs. I KSIG bei der Ermittlung des Einkommens
außer Ansatz bleiben - bei der ausschüttenden Gesellschaft weiterhin dem
Kapitalertragsteuerabzug (S 43 Abs. I S. 1 Nr. 1 Buchst. b ESIG). Es steht
also von vornherein fest, daß es zur Entstehung eines zu sichernden Steuer-
anspruchs nicht kommen kann. Der Erstattungsanspruch wird zum Regel-
fall. Der Quellenabzug erhält die Funktion eines (zinslosenl Zwangsdarle-
hens8s. Das neue Recht fällt damit hinter die Ausgestaltung des Schachtel-
privilegs vor 1977 zurück. Denn vor der Einführung des körperschaftsteuer-
lichen Vollanrechnungssystems verzichtete der Gesetzgeber gemäß S 9
Abs. 2 KSIG L976 auf die Erhebung von Kapitalertragsteuer auf Schachteldi-
videnden86. Der Kapitalertragsteuerubzug au{ steuerfreie Schachteldividen-

Birk/Kulosa, FR 1999, 433 {., sehen in der Sicherung nicht bestehender Steueran-
sprüche die Normierung ,,völlig neuer Abgabentatbestände". Gieichzeitig stelle
sich dabei die Frage nach der Steuerqualität derartiger Abgabentatbestände, da
Wesensmerkmal der Steuer sei, daß die Geldleistungspflicht endgültig auferlegt
werde. Der nur vorübergehende Sicherungseinbehalt ohne Steueranspruch habe
daher eher den Charakter einer Zwangsanleihe.
S. die einheilige Kritik im Schri{ttum z.B. IJ. Probst, in Herrmann/Heuer/Rau-
pach, Steuerreform $ 50a Rz. R 6 {f.i BirklKulosa, FR 1999, 433 1., Hey/Lieber,
IWB Gruppe 3, l2II ff.
BGBI.  r  1999,260t .
Gesetz zur Senkung der Steuersätze und Reform der Unternehmensbesteuerung
v.23.10.  2000,  BGBI.  I ,  1433.
W. Neyeres, DSIR 1993,230 lzum Zinsabschlag in Verlustsituation des Empfän-
gers).
S. hierzu HerrmannfHeuer, 18. Aufl., Stand Alug. L976, S 9 Rz. 19.
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den ist vor allem deshalb unverhältnismäßig87, weil das Steuersenkungsge-
setz - bemerkenswerterweise anders als für Beteiligungserträge im Anwen-
dungsbereich der Mutter-/Tochter-Richtlinie (s. S aad ESIG) - keine Befrei-
ungsmöglichkeit vorsiehts8.

4. Möglichkeiten der Ausweitung der Quellenbesteuerung

Das Problem der Übersicherung markiert die Grenzen einer Ausdehnung der
Sicherung von Steueransprüchen durch Quellenabzugse. Zwar wäre es
durchaus denkbar, einen Steuerabzug auf verschiedene Arten von ZahIun-
gen (Mieten, Provisionen, Vergütungen für Dienst- und Werkleistungen etc.)
einzuführen. Derartige Abzugspflichten existieren in einer Reihe südeuro-
päischer Ländere0, wohl ein Versuch, dem ausgeprägten Steuerwiderstand
Herr zu werden. Indes begegnen derartige Abzugspflichten erheblichen Be-
denken, weil - anders als bei der Lohn- oder der Kapitalertragsteuer - ein
angemessenes Verhältnis zwischen dem Quellenabzug und der tatsächli-
chen Steuerschuld nicht hergestelit werden kann.

Als Erhebungstechnik kommt der Quellenabzug sinnvollerweise nur in den
Fällen in Betracht, in denen ein Steuerpflichtiger im wesentlichen über eine
einzige Einkommensquelle verfügt und daher den individuellen Verhältnis-
sen bereits bei der Vornahme des Abzugs Rechnung getragen werden kann,
oder wenn das Verhältnis zwischen Einnahmen und zu versteuerndem Ein-
kommen relativ konstant ist, so daß eine Bemessung des Abzugs anhand der
(Brutto-)Einnahmen möglich ist, ohne daß Übersicherungen in größerem Stil
zu befürchten sind. Dabei lassen sich individuelle Merkmale nur dann be-
reits im Rahmen der Abzugsverpflichtung berücksichtigen, wenn der Ab-

Ahniich BirklKulosa, FR 1999, 433, 434, die Sicherungsmaßnahmen dann für
verfassungswidrig halten, wenn ihnen nicht wenigstens regeimäßig ein zu sichern-
der Steueranspruch zugrunde liegt und es nur in Ausnahmefällen zu Erstattungs-
ansprüchen kommt.
Einen Ausweg aus dem Liquiditätsnachteil bietet die Organschaft. Sie wird sich
nach dem Wegfall der Voraussetzung der organisatorischen und wirtschaftlichen
Eingliederung ohnehin als Mittel der Wahl darstellen, schon um die Folgen des

$ 3c Abs. 1 ESIG zu umgehen.
K. Tipke, in dieser Schrift, 5.224, plädiert wegen der begrenzten Einsatzmöglich-
keiten dafür, ganz au| Quellenabzige zr verzichten.
Vgl. Griechenland: Steuerabzug in Höhe von 20oÄ der Vergütungen, die der Staat
oder Unternehmen bestimmter Größenklasse an Steuerpflichtige mit Einkünften
aus selbständiger Arbeit zahleni Vergütungen an Bauunternehmer unterliegen
einem Steuereinbehalt von 3% der Vergütung (s. H. Groos, Griechenland, in Men-
nei/Förster, Steuern in Europa, (JSA, Kanada und |apan {Stand 1996), Rz. 131. In
Portugal unterliegen neben Zahlungen an Selbständige, Provisions- und Mietzah-
lungen einem Quellenabzug (St. Stieb, Portugal, in Mennel/Förster [Stand 1998]
Ftz. 92). Auch in Großbritannien müssen unter bestimmten Voraussetzungen auf
Mietzahlungen Quellensteuern einbehalten werden, vgl. l. Müssener, irt Men-
nel/Förster, Großbritannien (Stand 2000), Rz. 183.
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zugsverpflichtete und der Steuerschuldner in einem qualifizierten Verhält-
nis zueinander stehenel. Im Idealfall der Lohnsteuer heißt dies: Erhebung des
Steuerabzugs zum individuellen Einkommensteuersatz auf der GrunJlage
des endgüItigen zu versteuernden Einkommens nach Maßgabe der Eintä-
gungen auf der Lohnsteuerkarte. Von diesem Ideal weicht die Kapit alertrag-
steuer bereits insofern ab, als sie zu einem Proportionalsatz anhand der
Einnahmen erhoben wird und eine Individualisierung nur in den Grenzen
des $ 44a ESIG stattfindet. Zumindest hinsichtlich von Zinseinnahmen
wird man allerdings davon ausgehen können, daß den Einnahmen über den
Pauschbetrag des S 9a S. 1 Nr. 2 ESIG hinaus in der Regel keine nennens-
werten Ausgaben gegenüberstehen. Anbieten würde sich eine euellenbe-
steuerung ferner für Sozialversicherungene2, soweit diese überhaupt steuer-
pflichtig sind. Ebenso wie zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer persönli-
che Verhältnisse berücksichtigt werden können, ist dies zwischen Sozialver-
sicherungskasse und Rentner mögliche3. Läßt sich hingegen das Verhältnis
zwischen Einnahmen und zu versteuerndem Einkommen nur individuell
ermitteln, so ist ein Quellenabzug mit festem Proportionalsat z grtnd,sätz-
lich ungeeignet. Problematisch ist ein Quellenabzug ferner dann, wenn er
von dem Abzugsverpflichteten komplexe Ermittlungen des steuerpflichtigen
Sachverhalts fordert, die dieser nur unter Mitwirkung des eigentlichen Steu-
erschuldners leisten kann. Deshalb kann etwa das Vollzugsdefizit bei der
Besteuerung privater Veräußerungseinkünfte nach $$ 17, 2A ESIG nicht
durch einen Quellenabzugea, sondern tediglich durch automatische Kontroll-
mitteilungenes der Banken bzw. Notare an die Finanzbehörden behoben
werden.

91 S. auch VfGH v. 15. 3. 2000, G I4tl99 u.a., öStZ 2000, ZAZ ff.
92 Renten unterliegen einem Quellenabz:ugz.B. in Luxemburg (8. Fort, Luxemburg,

in Mennel/Förster, steuern in Europa, IJSA, Kanada und |apan [Stand r99n;,,
Rz. 2r5)i in Belgien {E. Fort, Belgien, in Mennel/Förster, a.a.o., [stand Lg96lt,
Rz. 164), in Großbritannien (1. Müssener, in Mennel/Förster, a.a.O., [Stand Z00Oij,
Rz. 183), in Italien (8. Lobis, in Menner/Förster, a.a.o., [stand 2000], Rz. 1241.

93 K. Tipke, BB 1986, 60L, 602, kritisiert zu recht die kaum nachvollziehbare Diffe-
renzierung zwischen Arbeitnehmern und Rentnern.

9a YgI. den österreichischen vfGH v. i5. 3. 2000, G l4tlg9 u.a., östz 2000, zzz,
233, der die Quellenabzugspflicht der depotverwaltenden Banken für Veräuße-
rungsgewinne aus diesem Grunde für verfassungswidrig erklärt hat; hrerzu auch
T. Ehrke, IStR 2000, 679 f. Daß die Ermittlung der Einkünfte nach $ 23 ESIG
komplexe Sach- und Rechtsfragen aufwirft, belegt nicht zttletzt das BMF Schrei-
ben zu S 23 EStG v. 5. 10. 2000 tV C 3 - S 2256 - 2$lOA mit Anm. A. Risthaus,
DB 2000, Beilage Nr. 13.

95 Dieses System existiert etwa in den USA für alle Formen von Kapitalerträgen,
s- 1. Mrissener, in Mennel/Förster, Steuern in Europa, ttSA, Kanada und |apan
{Stand 19991, Rz. 186.

? R 5



fohanna Hey

IV. Gre nzen der Zulässigkeit einer Einbeziehung Dritter zur Si-

cherung von Steueransprüchen

Deklaration und Entrichtung der eigenen Steuer sind Bürgerpflicht. Die

Kontrolle der Erfüllung dieser Pflichten und die Sicherung des Steueran-

spruchs hingegen ist staatliche Aufgabe. Deshalb müssen bei der Anordnung

von Steuerentrichtungs- und Mitteilungsp{lichten die Grenzen der Indienst-

nahme privater Dritter eingehalten werden. Für diese Grenzen fehlt jedoch

bisher sowohl dem Ges etzgebere6 als auch der RechtsprechungeT weitgehend

das Bewußtsein.

So werden die Abzugspflichten durch weitreichende Haftungstatbestände

flankiert. Sie begrunden ein eigenes Interesse des Abzugs- und Entrichtungs-

verpflichteten, bei der Vornahme des Steuerabzugs Sorgfalt walterT zrt lassen

unä mogen daher die Einschaltung des Dritten noch weiter effektuietenes.

Mit der verschuldensunabhängigen Verursacherhaftun g (2.8. des Arbeitge-

bersee) geht das Steuerrecht jedoch - wie Heinrich Wilhelm Kruse moniert

hat - nicht nur über vergleichbare Sanktionsregeln des öffentlichen und des

bürgerlichen Rechts weit hinausrOO; die verschuldensunabhängige Haftung

überschreitet auch das für die Sicherung des Steueranspruchs erforderliche

und dem unbeteiligten Dritten zumutbare Maß. Zwar mag die vorausset-

zungslose Haftung d"n Abzugsverpflichtet en zrr besonderer Sotgtalt anhal-

t"nüt. Der Bogen ist jedoch überspannt. Eine Garantiehaftung für fremde

Schuld im Dienste des Fiskus steil1 nicht erfüllbare Nach{orschungspflich-

ten an den unbeteiligten Dritten, höhere als an die Beamten des Fiskus

96 Der Gesetzgeber hat aiierdings die unter dem Aspekt einer unzulässigen In-

dienstnahme heftig kritisierte (vg|. etwa H.-1. Kanzler, FR 1996, 473 ff 'i O' De-

penheuer, BB tg96: 12ß tf.i 7. iekalF. Balmes, DStR 1997, 1309 ff-) sog' Arbeit-

leberlosung (eingeiuhrt durch |stG 1996 v. 11. 10. 1995, BGBI. r 1995,1250| für

der Auszahl rrrgä., Kindergeläes umgehend wieder zurückgenommen (StEntlG

1999 v. L9. L2. 1998, BGBI. I  1998,37791.
97 DasBVer{G hat bisher an der Indienstnahme Privater in Steuersachen nie Anstoß

genommen (s. etwa die zenftalen Entscheidungen des BVerfG v- 29. LI. 1967

i e,rn 175166, BVerfGE 22,38O ff. [Kuponsteuer]; BVer{G v. 16. 3. l97l 1 BvR 52,

6(t5, 667,754166, BVerfGi 30,2g\, aZe [mineralölbevorratung]]; ferner BVerfG

v .  17 .  2 .  1977  1BvR 33176 ,BVer {GE 44 ,5 .103  f .  undBFH,  Ur te i l  v ' 5 ' 7 '  1963VI

270162 U, BSIBI. TtI Dä8,'468 f ., anders der österreichische VfGH v. 15. 3. 2000,

G I'41199 u.a., öStZ200d, 282,233, der sachliche Rechtfertigungsgründe fordert,

wenn der Geset zgeber einem Dritten praktisch sämtliche Verpflichtungen irn

Zusammenhang äit d.r Abgabenerhebung auferlegt. In diesem Falle sei eine

,,qua5lfizierte Beziehorrg ,""f,tlicher und/öder wirtschaftlicher Art" zwischen

dem Dritten und dem Primärschuldner erforderlich'

98 l. Lang, in TipkelLang $ 7 Rz- 48.

9q 
'St. 

Rspr., schän BFH v. 13. 5. 1954 W 197153 U, BStBl. TII 1954,225.

100 H. W. Kruse, Steuerrecht I, S. 160.
101 K. Offerhaus. BB 1982, 793i s. auch BVerfG I BvR 33176 v. 17. 2. 1977, BVer{GE

44, lO3, ro4.
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selbstlo2. Sorgfalt bei der Entrichtung ließe sich bereits durch eine Verschul-
denshaftung erreichen. Wer fahrlässig, d.h. unter Außerachtlassung der ihm
zumutbaren Sorgfalt, seinen Entrichtungspflichten nicht nachkommt, haf-
tet103. Erst recht gälte dies für den Abzugsverpflichteten, der vorsätzlich den
Abzug unterläßt. Die Korrektur im Billigkeitswege bei der Betätigung des
Auswahlermessens hinsichtlich der Inanspruchnahmer04 ist demgegenüber
ungenügend. Die Haftungstatbestände sind nicht unbillig, sie sind rechts-,
d.h. verfassungswidrig, und das nicht nur im Einzelfall, sondern generell,
weil sie in ihrer Voraussetzungslosigkeit gegen das rechtsstaatliche Über-
maßverbot verstoßen, soweit sie nicht bereits auf Tatbestandsebene redu-
ziert werdenl05.

Aber auch jenseits der Konfrontation mit Haftungspflichten stellt sich die
Frage, ob die Heranziehung zu Steuerverwaltungsau{gaben in Angelegenhei-
ten Dritter gerechtfertigt werden kann. Die Indienstnahme stellt einen Ein-
griff in die Freiheitsrechte der zur Mitwirkung Verpflichteten dar. Si.e ist
zudem, soweit die Erfüllung von Abzugs und Auskunftspflichten mit {inan-
ziellen Belastungen verbunden ist, gleichheitsrechtlich zu rechtfertigende
Sonderlastro6. Bereits auf der Primärebene der Anordnung von Mitwirkungs-
pflichten müssen die Grundsätze der Verhältnismäßigkeit gewahrt werden.
Und selbst wenn die Inanspruchnahme durch das Ziel der Verwirklichung
eines gleichmäßigen Gesetzesvollzugs als solche gerechtfertigt ist, so bedeu-
tet dies nicht, daß die Inanspruchnahme als ,,Fiskalagent"loT avf der Sekun-
därebenel08 entschädigungslos er{olgen darfrOe.

1,02 H. W. Kruse, Lehrbuch des Steuerrechts Bd. I, Allgemeiner Teil, 1991, S. 160;
s. auch B. Gast-de Haan, DSTJG Bd. 9 (198611, S. 141, 154, 156.

103 Zurn Grad des Verschuldens {grobe Fahrlässigkeit}: H. Hahn,IFSI. Brief Nr. 241,
70 II., W. Schick. BB 1983, IO4l ff.j B. Gast-de Haan, DSTJG Bd. 9 (19861, S. 141,
r54 ff .

104 S. z.B. BFH v.6.5. 1959VL252157 U, BStBl.  I f I1959,292,BFHv. 18. 9.1981 VI R
44177 , BStB1. II  1981, 801, LSIR H 145 zu S 42d ESIG.

105 Kritisch auch W. Friedrich, DB 1984, IIl4, lll6i l. Lang, StuW I975, 113, 130 f.,
B.  Gast-de Haan,  DSI IG Bd.  9 {1986) ,  S.  141,  151 f f .

106 I. Hey, FR 1998, 497, 507 t.
107 F. Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch rationaler Steuerpolitik,

1970, s. 360.
108 Zu dieser Trennung zwischen dem Ob der Einbeziehung Dritter (Primärebene)

und der Frage einer angcmessenen Entschadigung (sekundarebene) auch H. P.
Ipsen, in FS fur E. Kaufmann, 1950, S. 141 {f. ,  ders., AöR Bd. 90 11965l, S. 393,
426 fI.; K.-H. Friauf , in FS fur H. |ahrreiß, 1974, S. 45, 62 ff .

109 K. Tipke, in FS fur K. Offerhaus, 1999, S. 819, 828, I. Hey, FR 1998, 497, 507 f .,
für eine Entschädigung auch F. Neumark, Grundsätze gerechter und ökonomisch
rationaler Steuerpolittk, 197O, S. 377, obwohl er die Kosten für den Lohnsteuer-
abzug nur als sehr gering einschätzt.
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V. Verzicht auf Besteuetungsrechte als Kapitulation vof den

Schwierigkeiten der Sichefung von Steueransprüchen

Hatte das Bundesverfassungsgericht in seinem Zinsurteil Mängel der

Rechtsan wendungsgleichheii gerügt, so flüchtete sich die Gesetzgebung zur

Behebung dieses 
-Zustands 

in die Rechtssetzungsungleichheitll0' Mit del

Gewährung des zunächst 6.00O112.000 DM, ietzt 3.000/6'000 DMirl betra-

genden Sparerfreibetrags (S 20 Abs. 4 EStG) wurde von volnherein in einem

Maße auf Beste.r.rntgir..ht. verzichtet, daß nur noch etwa 20% aller Be-

zieher von Zinseinkrinftenri2 der Besteuerung unterliegen und damit die

Anzahl der FälIe, in denen ein Bedürfnis nach Durchsetzvng des steueran-

spruchs besteht, drastisch reduziert wurde. Aber selbst in den nach wie vor

steuerpflichtigen Fällen bleibt das die verfassungswidrigkeit der Besteue-

rung von Kapitaleinkünften unter dem Gesichtspunkt der Rechtsanwen-

dunlsgleichheit begründende strukturelle Vollzugsd egzit bestehen, da $ 30a

eo nictrt aufgehoben wurde, so daß nicht sichergestellt werdenkann, ob die

Differenz zwischen dem Zr,nsabschlag in Höhe von 30% des Zinsbetrages

und einem höheren individuellen Steuersatz erhoben werden kannl13'

Dieser versuch, das Problem der Rechtsanwendungsgleichheit durch die

bewußte Inkauinahme ungleicher Rechtssetzung zu lösen, ist kein Einzel-

fall. Es lassen sich für das Prinzip, auf Besteuerungsrechte von vornherein zu

verzichten, Statt an ihrer Durchset zrt1.g zu scheitern, eine Reihe weiterer

Beispiele nennen. So ist etwa die Steuerbefreiung für Trinkgelder von Ar-

beitnehmern ($ 3 Nr. 51 ESIG) u.a. mit den Vollzugsschwierigkeitetl zu

erklärenrto, we-nngleich zweifelhaft ist, ob der Freibetrag in Höhe von z-4oo

DM p.a. dies überhaupt leisten kannrrs. Auch die Beibehaltung einer -

110so die einhellige Kritik an diesem vorgehen z.B. I. Lang, in Tip-ke/Lang $ 9

F(z. 563i G. Felix, FR 1991, 389, R. nct<ttoff , Rechtsanwendungsgleichheit im

Steuerrecht, 1999, i. aif {I'., 406i keinen Anstoß an dieser gleichheitswidrigen

Lösung des vollzugsproblems nimmt hingegen I wieland,IZ 20OO, 272,275'

Gesenlt durch stpäitc r9g9l2oool2o0z v. 24. 3. 1999 (BGBI. I, 4o2l'

K. Lindberg, Das Zinsabschlagsgesetz, L992', S-' 23-'

ZumFortbestehen des strukturällen Volizugshindernisses a'A' R' Miebach' Das

Bankgeheimnis, Verfassungsrecht und $ goä eo, Ig?9, S' q5, der-in $.30a AO

eine notwendige Einschränkung 2..- Sähutz der Banken und Bankkunden sieht'

Die Einschrank.,rrge' des $ 30ä bewahrten die Banken gerade davor, übermäßig

im Besteu"*.rgrrräfahren Lur Informationsgewinnung herangezogen zu werden'

M.E. ließe sich eine besonders intensive Heianziehung der Banken aber mit dem

zweckder Sicherstellung der Besteuerungsgleichheit-hinreichend rechtfertigen'

Es würde sich allenfalls die Frage stellen, äÜ eventuelle entstehende Kostenbela-

stungen ausgeglichen werden ,ri.,ßten; hi"'"u I Hey' FR 1998' 497 ' 507 f '

s. auch Bateis-Kommission, BB Ig94, Bellage 24,7i E. Schmidt, tn Heuer-

mann/Wagner, Lohnsteuer, D Anm' 65 f'

Zweifelnd w. Bergke^pur,, in Herrmann/Heuer/Raupach s 3 Nr' 51 Rz' 2i H'-l'

v. Beckerath, in Kirchho{/Söhn, $ 3 Rz' A 803'

111
t12
113

114

115
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wenngleich drastisch abgesenkten - Beteiligungsgrenze in $ 17 ESIG116 wird
mit Vollzugsschwierigkeiten gerechtfertigt. Diese stünden einer umfassen-
den Veräußerungsgewinnbesteuerung entgegen. In der Tat dürfte die Integra-
tion von S 17 ESIG in $ 23 Abs. 1 Nr. 2 ESIG gerade vor dem Hintergrund
der von Klaus Tipke angestrengten Klagerlz weitgehend leer lau{en, wenn
nicht zugleich effektive Kontrollmechanismen geschaffen werden. Ob aller-
dings eine Beteiligungsgtertze ohne absolute Höchstgrenze die adäquate Ant-
wort auf das Vollzugsproblem ist, ist mehr als zwei{elhaft.

Desgleichen dürfte die immer wieder aufkeimende Diskussion um die Ein-
führung einer moderaten Abgeltungssteuer auf Zinseinkünfte eher den Veri-
fikationsschwierigkeiten Rechnung tragen als einer Kompensation von In-
flation oder eines Elements der Zinsbereinigunglls. Es ist die Wahl zwischen
Pest und Cholera, zwischen dem Verstoß gegen die Prinzipien der syntheti-
schen Einkommensteuer und der Vertreibung von Kapital. Denn in dem
Moment, wo eine anrechenbare Kapitalertragsteuer unterhalb des Einkom-
mensteuerspitzens atzes liegt, gibt es für eine bestimmte Gruppe von Zins-
empfängern potentiell immer einen Ameiz, Zinseinkünfte nicht zu erklä-
ren, jedenfalls solange Kontrollmitteilungen von $ 30a Abs. 3 AO weitestge-
hend ausgeschlossen werden. Andererseits würde eine hohe Kapitalerttag-
steuer, sei sie auch anrechenbar, aller Voraussicht nach Kapital in noch
größerem Stile aus dem Land vertreibenlle. Sie wäre zudem unter dem
Aspekt der Übersicherungl2o nur schwerlich mit dem Verhältnismäßigkeits-
prinzip zu vereinbaren, falls nicht bereits beim Quellenabzug Möglichkeiten
der Anpassung an den individuellen Einkommenst euersatz vorgesehen wer-
denl2l. Aus diesem Dilemma scheint es nur einen Ausweg zu geben: Die
abgeltende Kapitalertragsteuer mit moderatem Steuersatz. Der Steueran-
spruch wäre gesichert, die Rechtsanwendungsgleichheit wieder hergestellt -

mit einem kleinen Schönheitsfehler allerdings - dem Verstoß gegen die
Rechtssetzungsgleichheit: Steuerpflichtige mit niedrigem Einkommen wür-
den im Verhältnis zum individuellen Einkommensteuersatz mehr belastet,
Steuerpflichtige mit hohem Einkommen begünstigt. Damit käme es zu
einem Verstoß gegen die horizontale Steuergerechtigkeit, weil Zinseinkünf-
te im Verhältnis zu anderen Einkünften ungleich behandelt werden und zu
einem Verstoß gegen die vertikale Steuergerechtigkeit, weil die proportiona-
le Abgeltungssteuer im Rahmen eines ansonsten progressiven Einkommen-
steuertarils verzerrend wirkt, wobei sich letzteres Problem durch ein Veran-

116 Unter 17o, StSenkG v. 23. 10. 2000, BGBI. I2000, 1433.
1 17 Schleswig-Holsteinisches FG v. 23. 9 . 1999, V 7 199, EFG 2000 , 178 L
118 Hierzu F. W. Wagner,DB 1999,1,520 tf. j  WagnerlBaurlWader, BB 1999, 1296,

t297 {f.
Il9 P. Hellwig, in FS fiir K. O{ferhaus, 1999, S. I i 13, 1120.
120 S. obenunterIII .2; ferner P. Hellwig, in FS furK. Offerhaus, 1999, S. 1113, l I2O.
121 So auch Chr. Freitag, Die Besteuerung der Zinsen, 1999, S. 117 {., der die nur

temporäre Überbesteuerung aber für zumutbar hält.
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lagungswahlrecht (,,relative Abgeltungssteuer"l22) zugunsten derjenigen

Steuerpflichtigen, die mit ihrem individuellen Einkommensteuersatz unter-

halb des Abgeltungssteuers atzes liegen, abmildern ließer23. Die verbleiben-

den Verzerrungen könnten gerechtfertigt werden und sind gegenüber der

faktischen Nichtbesteuerung bei einer rein deklaratorischen Anordnung der

Vollbesteuerung v orzuziehen, soweit andere Möglichkeiten zur Y erTfikation

nicht bestehenlza.Yorzugswürdig ist jedoch unter dem Aspekt gleichmäßi-

ger Besteuerung nach der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit die Sicherung

des Steueranspruchs auf Zinseinkünfte durch ein automatisches Kontroll-

mitteilungssystem, wie es in den USA existiert.

Der Gleichmäßigkeit der Besteuerung - die allein das Zinsurteil vor Augen

hatte - wäre ein schlechter Dienst erwiesen, wenn Rechtsanwendungsun-
gleichheit lediglich durch Rechtssetzungsungleichheit eßetzt würdel2s.

Ebensowenig wie sich ein punktuellerYerzicht auf Besteuerungsrechte mit

der Hinterziehungsgefahr begründen läßt, können Kompensationsmaßnah-

men in Form von Freibeträgen für diejenigen, die keine Gestaltungs- bzw.

Hi.nterziehungsmöglichkeiten haben, gerechtfertigt werden, wie dies zumin-

dest latent bei der Begründung des Arbeitnehtnerfreibetragsrz6, ietzt Arbeit-

nehmer-Pauschbetrag mitschwingtl2T. Zwar kann der Bürger, dessen Staat

sich in dieser Weise seinem Unwillen, Steuern zu zahlen, annimmt, wieder

ruhig schla{en. Verfassungskonform ist ein solcher Zustand indes nicht.

Und er ist auch nicht durch das Zinsurteil des Bundesverfassungsgerichts

sanktioniert. Denn das Bundesverfassungsgericht hat seine Ausführungen

mit der besonderen Geldwertabhängigkeit von Zinseinkünften begründetr28,

so daß sich die gerichtlicherseits angeregte Lockerung des Steueranspruchs

nicht ohne weiteres auf andere Einkunftsarten übertragen läßt.

122 Ebenso Vorschlag der Bareis-Kommission, BB Beilage 2411994, Il.

123 So auch das Konzept der Endbesteuerung in Österreich s. H. Flick, DSIZ 1998,

186 f { .
124 So wohl auch K. Tipke, Gleichmäßigkeit der Steuerrechtsanwendung, in Vogel-

gesang (Hrsg.), Perspektiven der Finanzverwaitung, 1992, S. 95, 129; ders., FR

1ggt,"+gO, däg.g.r Chr. Freitag, Die Besteuerung von Zinsen, 1999, S. I24 fI.

12.5 F. Dötsch, Anm. zu BFH v. 15. 12. 1998 VIII R 6198, DStZ 1999, 221, 222.

126 S 19 Abs.  2  ESIG;  e inge{ügt  durch StAndG 1964 v.16.  i1 .  L964,  BGBI.  I1964,

885; s. die Begründung hierzu in BT-Drucks. Iv l24oo v. i9. 6. 1964, 45.

127 S 9a S. 1 Nr. 1 ESIG mit Begründung BT-Drucks. LIl2l57 v. 19- 4. 1988, 143,

Lrit. zu diesem Absteilen ^,rf 
"itt" 

gewisse ,,Grundhinterziehung" N. Andel,

Handbuch der Finanzwissenschaft, Bd. II, 3. Aufl. 1980, S. 39jl91r fetner Cht.

Rasenack.  BB 1988,  1859,  1865.
128 BVerf G v. 27 . 6. 1991, BVerfGE 84, 239, 282 (Zinsbesteuerung).
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VI. Steigerung der Deklarationsbereitschaft durch die Ausgestal-
tung des materiellen Steuerrechts

Einen Ausweg aus dem Problem mangelnder Vollzugseffizienz bietet der

Einbau von Deklarations ameizett in die Struktur der rnateriellen Steuerge-

setzgebung. So bestand im körperschaftsteuerlichen Anrechnungsverfahren

ein Anreiz zur Deklaration von Dividendeneinkünften, nicht nur wegen der

Anrechnung der von der ausschüttenden Körperschaft einbehaltenen Kapi-

talertragsteuer/ sondern auch wegen der Anrechnung der Körperscha{tsteuer

auf die Einkommensteuerl2e.

Ein grundlegender, systemorientierter Ansatz zur Vermeidung von Vollzugs-

defiziten im Bereich der Besteuerung von Kapitaleinkünften wird in der

Umstellung des Steuersystems von der kapitalorientierten zur konsum-

orientierten Einkommensteuer gesehen130. Die Lösung der Vollzugsproble-

me der traditionellen Einkommensteuer wird sogar als eines der zentralen

Argumente für den Systemwechsel angeführtl3l. So soll von der Zinsbereini-

gung der Gewinnbesteuerung ein Anreiz ausgehen, ein möglichst hohes

Eigenkapital auszuweisen, da dieses Bemessungsgrundlage für den Abzug

der fiktiven Eigenkapitalfinanzierung ist. Die Zinsbereinigung würde auch

die Vollzugsdefizite der Besteuerung im Bereich der privaten Zinseinkünfte

lösen. Denn anders als im Rahmen einer im übrigen kapitalorientierten

Einkommensteuer wäre die Steuerfreiheit von Zinseinkünften im Rahmen

einer zinsbereinigten Einkommensteuer nicht Fremdkörper, sondern not-

wendiger Systembestandteil 1 32.

VII. Sicherungsbedürfnis und Besteuetungsmoral

Grundvoraussetzung größerer Deklarationsbereitschaft sind aber Einfach-
heit, Transparenz und Gleichmäßigkeit der materiellen Steuergesetzgebung

129 Damtt wirkte die Körperschaftsteuer wie eine zusätzltche Kapitalertragsteuer.
Ein Anreiz ztrr Deklaration bestand aber auch im körperschaftsteuerlichen Voll-

anrechnungsver{ahren nur insoweit, als die Kombination aus Körperscha{tsteuer

und Kapitalertragsteuer die nach dem individuellen Einkommensteuersatz ermit-

telte Einkommensteuerschuld überschritt, d.h. nur für Anteilseigner mit persön-

lichem Einkornmensteuersatz unter 47 ,5o/" -
130 /. Lang, Entwurf eines Steuergesetzbuchs, BMF Schriftenreihe Heft 49, 1993,

F l2 .461 ,5 I4 .
I3L I. Lang, tn Smekal/Sendlhofer/Winner (Hrsg.), Einkommen versus Konsum,

l9gg, s. t+g, l52j F. w. wagner, Harzburger steuerprotokoll 1999, S. 25, 26 ft.

132 Zwar dürfte sich die Zinsbereinigung grds. nur auf die marktübliche Verzinsung

beziehen, die vollständige Steuerbefreiung wäre jedoch unter dem Aspekt der

Vereinfachung zu recht{ärtigen, s. E. Wenger, in M. Rose {Hrsg'), Standpunkte
zur aktuellen Steuerreform. Vorträge des zweiten Heidelberger Steuerkongresses
1 .997 ,  1997 ,  S .  115 ,  131 .
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und dadurch ermöglicht niedrigere Steuersätze. Besteuerungsmoral und

Steuermoral stehen in einer Wechselbeziehung, die eine Verschärfung der

Sicherungsmaßnahmen des Staates in Frage stellt, solange dieser nicht mit

der Ausgestaltung der materiellen Steuergesetzgebung die Geschäftsgrundla-
ge dafür schafft, daß sich auch der Bürger lair verhält. Rechtssetzungsgleich-
heit muß der Rechtsanwendungsgleichheit grundsatzhch vorausgehenr33.

Ungerechte materielle Steuergesetze zwingen den Steuerpflichtiger:' zu blin-

dem Steuergehorsaml34, den einzufordern besonders schwer fällt, wenn es

um den Vollzug von Gesetzen geht, die in verfassungswidriger Weise gegen

die Rechtssetzungsgleichheit verstoßen135.

VIII. Zusammenfassung

Während über den verfassungsrechtlichen Stellenwert der Rechtsanwen-

dungsgleichheit nicht gestritten wird, beschränken sich die Vorschläge zur

Behebung der bekannten Vollzugsdefizite bisher weitgehend auf die Zinsein-

künfte, obwohl auch andere Einkünfte die Frage nach der Gleichmäßigkeit
der Rechtsanwendung aufwerfen.

Neben der rein tatsächlichen Effektuierung der bestehenden Kontrollmittel

kann der Steueranspruch entweder durch die Einführung eines umfassenden

Systems von Quellensteuern oder durch die Anordnung von Mitteilungs-
pflichten über S 93a AO hinaus gesichert werden. Dabei erweist sich der

Abzug an der Quelle zwar ais effektiv und zugleich einfach in der Handha-

bung; in ein Konzept der gleichmäßigen Besteuerung von Einkommen ist er

aber nur schwer zu integrieren. Der proportionale Quellenabzug ist wenig

{lexibel und aus der Perspektive eines progressiven Einkommensteuertarifs,

auch wenn eine Veranlagung stattfindet, entweder dem Vorwurf der lJnter-

oder Übersicherung ausgesetzt. Abgeltende Quellensteuern durchbrechen

133 R. Eckhoff, Rechtsanwendungsgleichheit im Steuerrecht, 1999, S. L79, 532; zu-

rückhaltend gegenüber einer wissenschaftlichen Rechtfertigung des Konnex zwi-

schen Besteuerungsmoral und Steuermoral K. Tipke, Besteuerungsmoral und

Steuermoral, Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften, Vorträge

G 366 ,2000 ,  S .  89 .
134 Deshalb wendet sich F. Salditt, in FS iür K. Tipke, L995, S. 475, 480 {f ., gegen die

Strafbarkeit der Hinterziehung von ungerechten Steuern; a.A. R. Seer, in Tip-

kefLang, $ 24 Rz. 2, der insofern zwischen ,,schlicht ungerechten" und verfas-

sungswidrigen Steuern unterscheiden wili.
135 Deutlich wird dieses Problem etwa bei der Vollziehung der für mit dem Grund-

gesetz unvereinbar erklärten Vermögensteuer; hierzu - insbesondere zu der Fra-
ge, ob die Hinterziehung einer verfassungswidrigen Steuer steuerstrafrechtliche
Konsequenzen haben darl 1tzw. ob die verfassungswidrige Steuer vollstreckt
werden darf - ablehnend W. Bornheim, DB 1997, 1534j KohlmannlHilsers-
Kautzsch,  wis t ra Ig98,16l ,  165 f { . t  K.  Frcr ichs,DSIZ1997,581 f f . ,  M.  Schüppen,
DSIR 1997, 225 {f.i G. Felix, KÖSDI 1997, 11084 ff.; beiahend G. Hartmann,
DStZ 1997,588 f f .
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das Konzept der synthetischen Einkommensteuer nicht nur zeitlich be-
grenzt, sondern stören es dauerhaft. Diesen Vorwürfen ist eine Ausweitung
von Mitteilungs- und Meldepflichten, in die auch private Stellen einzubezte-
hen wären, nicht ausgesetzt. Meldepflichten sind zwar, soweit sie sich nicht
automatisieren lassen, mit einem hohen Verwaltungsaufwand verbunden,
dieser erscheint aber durch das ZieI volLständiger und damit gleichmäßiger
Erhebung von Steuern gerechtfertigt. Das Datenschutzrecht steht der Einbe-
ziehung Dritter in ein System von Mitteilungspflichten nicht entgegen,
soweit die Mitteilungsp{lichten steuerlich relevante Sachverhalte betre{fen,
die der Steuerpflichtige ohnehin offenzulegen verpflichtet ist.
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